
SATZUNG DER GEMEINDE KISDORF ÜBER DIE 1. ÄNDERUNG DES BEBAUUNGSPLANES NR 25 WULFSCHE KOPPEl N
FÜR DIE GRUNDSTÜCKE NR. 1 - 4,17 - 19, 41 - 44, u. 62 - 63 ' ’

ZEICHENERKLÄRUNG
Sonstige Pianzeichen

NN-Bezugspunkt für die Bestimmung der Oberkante des 
Erdgeschossrohfussbodens gern. Text Teil B

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches § 9 (7) BauGB

TEXT TEIL B
1. Die im Ursprungsplan unter Ziffer 3.4 aufgenommene gestalterische Festsetzung 
gern. § 9 Abs. 4 BauGB i. V. m. § 92 LBO wird wie folgt geändert:

Es wird festgesetzt, dass die Oberkante des Erdgeschossrohfussbodens des jeweiligen 
Gebäudes die in der nachfolgenden Tabelle festgesetzte Höhe (OKRF i. m. üb NN) nicht 
überschreiten darf.
Die Lage des NN-Höhenpunktes wird durch den Schnittpunkt der Diagonalen der in der 
Planzeichnung festgesetzten überbaubaren Flächen bestimmt.

Für die in der Planzeichnung des Ursprungsplanes festgesetzten Traufhöhen von 4,0 m und 
Firsthöhen von 9,0 m werden als Bezugspunkte die in der nachfolgenden Tabelle 
festgesetzten Höhen (OKRF i. m üb. NN) des jeweiligen Gebäudes bestimmt.

Grundstück
Nr. OKRF i. m. üb. NN Grundstück

Nr. OKRF i. m. üb. NN

1 40,45 41 39,85
2 40,05 42 40,05

3 39,65 43 40,35
4 39,65 44 40,45
17 39,55 62 40,65
18 39,55 63 40,65

19 39,65

2. Alle weiteren zeichnerischen und textlichen Festsetzungen des Ursprungsplanes 
bleiben von der Änderung unberührt.

VERFAHRENSVERMERKE
1. Aufgestellt aufgrund des Aufstellungsbeschlusses der Gemeindevertretung vom 12.05.2005 
Die ortsübliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses ist am 25.05.2005 durch 
Abdruck in der Umschau Nr. 21 erfolgt.

2. Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung nach § 3 Abs. 1 Satz 1 BauGB is am 12 07 2005 
durchgeführt worden.
Von der frühzeitigen Behördenbeteiligung nach § 4 Abs. 1 Satz 1 BauGB wurde qem S 13 
Abs. 2 Satz 1 BauGB abgesehen.

3. Die von der Planung berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
wurden nach § 4 Abs. 2 Satz 1 BauGB mit Schreiben vom 12.10.2005 zur Abgabe einer 
Stellungnahme aufgefordert.

4. Die Gemeindevertretung hat am 15.09.2005 den Entwurf der Bebauungsplanänderung mit 
Begründung beschlossen und zur Auslegung bestimmt.

5. Der Entwurf der Bebauungsplanänderung, bestehend aus dem Text (Teil B), sowie die 
Begründung haben in der Zeit vom 27.10.2005 bis zum 28.11.2005 während der Öffnungs­
zeiten nach § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich ausgelegen. Die öffentliche Auslegung wurde mit 
dem Hinweis, dass Anregungen während der Auslegungsfrist von allen Interessierten 
schriftlich oder zur Niederschrift geltend gemacht werden können, am 19.10.2005 durch 
Abdruck in der Umschau Nr. 42 bekanntgemacht.

6. Die Gemeindevertretung hat am 05.01.2006 festgestellt, dass im Zuge der öffentlichen 
Auslegung und der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
keine Anregungen, Bedenken oder Hinweise vorgebracht worden sind.

7. Die Gemeindevertretung hat die Bebauungsplanänderung, bestehend aus dem Text 
(Teil B) am 05.01.2006 als Satzung beschlossen und die Begründung durch (einfachen) 
Beschluss gebilligt.

Die Richtigkeit der Angaben in den vorstehenden Verfahrensvermerken Nr. 1 bis 7 wird 
hiermit bescheinigt.
Kisdorf, den........................Siegel

8. Die Bebauungsplansatzung, bestehend aus dem Text 
und ist bekanntzumachen.

Kisdorf, den........................ Siegel

(Teil B), wird hiermit ausgefertigt

o+ 9.er uU5S ^er Bebauungsplanänderung durch die Gemeindevertretung und die 
otelle, bei der der Plan auf Dauer während der Dienststunden von allen Interessierten 
eingesehen werden kann und die über den Inhalt Auskunft erteilt, sind am
!H d®r N,r- bekanntgemacht worden. In der Bekanntmachung ist auf die........
Möglichkeit, eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften und von Mänqeln der 
Abwägung einschließlich der sich ergebenden Rechtsfolgen (§ 215 Abs. 2 BauGB) sowie 
auf die Möglichkeit, Entschädigungsansprüche geltend zu machen und das Erlöschen 
dieser Ansprüche (§ 44 BauGB) hingewiesen worden. Auf die Rechtswirkunqen des 
§ 4 Abs. 3 GO wurde ebenfalls hingewiesen.
Die Satzung ist mithin am .Z....................in Kraft getreten.

Kisdorf, den Siegel

PRÄAMBEL
Aufgrund des § 10 des Baugesetzbuches sowie nach § 92 der Landesbauordnunq 
wird nach Beschlussfassung durch die Gemeindevertretung vom 05.01.2006 
folgende Satzung über die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 25, Wulfsche
Koppeln, für die Grundstücke Nr. 1—4, 17 — 19, 41 — 44, u. 62 — 63, bestehend aus 
dem Text (Teil B), erlassen:
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1. Allgemeines 

1.1 Rechtsgrundlagen 

Die Gemeindevertretung Kisdorf hat in ihrer Sitzung am 12.05.2005 beschlossen, für 

die Grundstücke Nr. 1 – 4, 17 – 19, 41 – 44, und 62 – 63, die sich südlich der vorhan-

denen Bebauung am Karklohweg befinden, den Bebauungsplan Nr. 25 zu ändern. 

 Dem Bebauungsplan liegen in ihren zum Satzungsbeschluss jeweils gültigen Fassun-

gen zugrunde: 

• das Baugesetzbuch (BauGB), 

• die Baunutzungsverordnung (BaNVO), 

• die Planzeichenverordnung 1990 (PlanzV 90), 

• die Landesbauordnung für das Land Schleswig-Holstein (LBO) 

 Als Kartengrundlage dient die Planzeichnung des Ursprungsplanes. Die Planzeichnung 

dient nur der Verortung der textlichen Festsetzungen mit Eintragung der NN-

Bezugspunkte und enthält ansonsten keine inhaltlichen Änderungen gegenüber der Ur-

sprungsfassung. 

1.2 Verfahren 

Durch die Änderung werden die Grundzüge der Planung nicht berührt, so dass sie 

nach §13 BauGB im vereinfachten Verfahren durchgeführt werden kann: 

• Von einer Umweltprüfung und einem Umweltbericht wird abgesehen. 

• Es wurde eine frühzeitige Bürgerbeteiligung nach § 3 (1) BauGB durchgeführt. 

• Auf die frühzeitige Unterrichtung und Erörterung nach § 4 (1) BauGB wird ver-
zichtet. 

• Die Beteiligung nach § 4 (2) BauGB und die öffentliche Auslegung nach § 3 (2) 
BauGB wird im Parallelverfahren stattfinden. 

2. Anlass und Ziel 

Die geplante Bebauung am nördlichen Rand des Geltungsbereiches des Bebauungs-

planes Nr. 25 liegt in einem Bereich, in dem der natürliche Geländeverlauf um ca. 1,00 

m nach Norden hin abfällt. Durch die mit Gefälle nach Süden zu führenden Hausent-

wässerungsleitungen und die Tendenz, die Gebäude am nördlichen Rand der Bau-

fenster zu platzieren, entstehen Sockel und Gebäudehöhen, die die Südseiten der im 

Karklohweg befindlichen vorhandenen Bebauung beeinträchtigen. 

Die ursprünglichen Festsetzungen, die die Bezugspunkte für Sockel, First- und Trauf-

höhen auf die mittlere Verkehrs- bzw. Wegeflächenhöhe, die das jeweilige Grundstück 

erschließt, beziehen, haben diese ungünstige Höhenentwicklung noch verstärkt. 

Es ist Ziel der Gemeinde, durch die B-Plan-Änderung einerseits eine problemlose Ab-

wasserentsorgung der neuen Gebäude zu gewährleisten und andererseits die Sockel, 

First- und Traufhöhen zum Schutz der nördlich angrenzenden, vorhandenen 

Grundstücke zu begrenzen. Mit den Festsetzungen der NN-Höhen für die Oberkante 

des Erdgeschossrohfußbodens sollen beide Belange miteinander in Einklang gebracht 

werden. 
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3. Entwicklung der Höhenfestsetzungen 

Um das Ziel zu erreichen, wird im Rahmen der 1. Änderung die folgende textliche 

Festsetzung auf Grundlage von § 9 (4) BauGB i.V. mit § 92 LBO geändert: 

Es wird festgesetzt, dass die Oberkante des Erdgeschossrohfussbodens des jeweili-

gen Gebäudes die in der nachfolgenden Tabelle festgesetzte Höhe (OKRF i. m. üb. 

NN = Oberkante Rohfussboden in meter über NN) nicht überschreiten darf. 

Die Lage des NN-Höhenpunktes wird durch den Schnittpunkt der Diagonalen der in der 

Planzeichnung festgesetzten überbaubaren Flächen bestimmt. 

Für die in der Planzeichnung des Ursprungsplanes festgesetzten Traufhöhen von 4,0 m 

und Firsthöhen von 9,0 m werden als Bezugspunkte die in der nachfolgenden Tabelle 

festgesetzten Höhen (OKRF i. m. üb. NN) des jeweiligen Gebäudes bestimmt. 

 

Grundstück 
Nr. 

OKRF i. m. üb. NN 
Grundstück 

Nr. 
OKRF i. m. üb. NN 

1 40,45 41 39,85 

2 40,05 42 40,05 

3 39,65 43 40,35 

4 39,65 44 40,45 

17 39,55 62 40,65 

18 39,55 63 40,65 

19 39,65   

 

Die Erschließungsstraßen sind weit gehend hergestellt und damit ist auch die Lage der 

Abwasserleitung in der Straße definiert.  

Zur Ermittlung der NN-Höhen wurde die Ingenieurgesellschaft mbH Jürgens & Bein, die 

auch die Erschließungsplanung durchgeführt hat, beauftragt die erforderlichen Mindest-

höhen für den Erdgeschossfußboden der künftigen Bebauung festzulegen.  

Hierzu wurden für jedes Grundstück die Höhen der Schmutzwasseranschlüsse an den 

Straßenkanal ermittelt. Von diesem Punkt aus in Richtung Norden werden dann die 

Leitungslängen mit 1% Gefälle und 0,8 m frostfreier Gründung addiert. Dies ergibt die 

jeweiligen Mindesthöhen für die Lage des Erdgeschossfußbodens.  

Da nicht in jedem Fall der in der Planzeichnung verortete NN-Bezugspunkt in der Mitte 

des jeweiligen Baufensters auch der Anschlusspunkt der Hausentwässerung ist, wer-

den die Höhen auf dem jeweils vorhandenen Gelände grundstücksbezogen ermittelt 

und mit einer zusätzlichen Sicherheit von ca. 0,15 m versehen. Hiermit ist eine prob-

lemlose und fachgerechte Entsorgung der Gebäudeabwässer ohne Pumpen gewähr-

leistet. Zur zusätzlichen Sicherheit wird den zukünftigen Hauseigentümern empfohlen, 

in ihr jeweiliges Entwässerungssystem Rückstauklappen einzubauen. 

Durch die im Ursprungsbebauungsplan zulässigen Sockelhöhen von maximal 0,6 m, 

deren Bezugspunkt das mittlere Geländeniveau der Straße war, ist es zu den schon 

oben beschriebenen Höhenproblemen gekommen.  
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Da die Oberkante des Erdgeschossfußbodens nunmehr als festes Maß definiert ist, 

wird die Festsetzung von maximalen Sockelhöhen in dem Änderungsbereich entbehr-

lich und entfällt zukünftig.  

Aufgrund der natürlichen Geländehöhen insbesondere für die Grundstücke 1 bis 4 und 

17 bis 19, sind Sockelhöhen von maximal ca. 30 cm möglich, bzw. eingerechnet. Für 

die Grundstücke 42 bis 44 ergeben sich je nach Geländeverlauf für die Nordseiten der 

Gebäude Sockelhöhen die größer sein können und entsprechend für die Südseiten 

geringere bis gar keine Sockel. 

Hiermit wird den betroffenen Grundstücken ein gewisser Spielraum zur Gebäudeein-

bindung in das Bodenrelief und möglicher Sockelausbildungen eingeräumt. Es wird 

davon ausgegangen, dass durch die Gartengestaltung und entsprechende Bodenmo-

dellierungen negative Wirkungen von Sockelzonen an der Nordseite ausgeglichen 

werden. 

Zur Verdeutlichung der Herleitung der Festsetzungen und der geometrischen Veran-

schaulichung, sind der Begründung Beispielskizzen als Schnittzeichnungen sowie die 

Definitionstabelle des Ingenieurbüros Jürgens & Bein als Anlage beigefügt. 

 

Alle weiteren Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 25 bleiben von der Änderung 

unberührt. Entsprechend behalten die jeweiligen Begründungen für die weiteren Fest-

setzungen ihre Gültigkeit. 

 

 

 

 

Die Begründung wurde in der Sitzung der Gemeindevertretung der Gemeinde Kisdorf am 

05.01.2006 gebilligt. 

 

Kisdorf, den ...............................            .......................................... 

                     (Bürgermeister) 

 

 

 

Anlagen 
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